
 

 

 
 
 

 
Haftung für Bauverzögerungen im Einzelfall fraglich 
 
 

 
 
 
 
Terminliche Vorgaben und Fristen gehören mittlerweile zum üblichen Vertragsinhalt 
von  Architekten- und Ingenieurverträgen. 
 
Dabei ist die Vereinbarung von Fristen und Terminen haftungs- und 
versicherungsrechtlich problematisch. Zwar sind Schäden versichert, die auf 
Verzögerungen zurückzuführen sind, die auf Planungs- oder Überwachungsfehlern 
beruhen für die der Architekt haftet und die bei einem normalen Bauablauf nicht 
eingetreten wären. Beruht die Haftung jedoch auf dem Versäumnis vertraglich 
vereinbarter Fristen und Termine besteht keine versicherungsrechtliche Deckung. 
 
Der Auftraggeber kann einen Schadenersatzanspruch geltend machen, wenn der 
Architekt einen verbindlich vereinbarten Termin schuldhaft überschritten hat. 
 
Das OLG Dresden hat hierzu im Urteil vom 24.10.2023 (6 U 2544/22) festgestellt: 
 

1. Ein Schadenersatzanspruch des Auftraggebers wegen Planungsverzugs setzt 
voraus, dass der Architekt den (verbindlichen) Fertigstellungstermin schuldhaft 
überschritten hat. 
 

2. Aufgetretene Verzögerungen liegen jedenfalls dann nicht (allein) im 
Verantwortungsbereich des Architekten, wenn sie ganz maßgeblich durch 
bauherrenseitige Änderungswünsche und hierdurch erforderlich gewordene 
Planungsänderungen verursacht worden sind.  

 
In dem vom OLG Dresden zu entscheidenden Fall hat ein Bauherr den Architekten auf 
Schadenersatz in Anspruch genommen mit der Behauptung, dass dieser sich mit der 
Planung in Verzug befunden habe, dass das Bauvorhaben aus diesem Grund nicht 
rechtzeig fertiggestellt worden sei und dass ihm insofern Mieteinnahmen verloren 
gegangen sein sollen. 
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Vertraglich hatten die Parteien vereinbart, dass „alle erforderlichen Termine für die 
Durchführung der Baumaßnahme nach gemeinsamer Absprache mit dem AG in einem 
Planung- u. Bauablaufplan erfasst werden“, und dass „Zwischentermine zur 
Abstimmung der Planung zwischen AG und AN fortlaufend und dem Planungsstand 
entsprechend erfolgen, sie werden kurzfristig vereinbart“. 
 
Das OLG Dresden hat die Schadenersatzforderung abgelehnt, da sich aus den 
Vertragsunterlagen und dem Vortrag nicht ergeben habe, dass ein verbindlicher 
Fertigstellungstermin vereinbart worden sei.  Zwar hatte der Architekt im Schriftverkehr 
Fertigstellungszeitpunkte erwähnt. Dies ist aus Sicht des Gerichts jedoch keine 
Festlegung verbindlicher Termine aus der sich eine Haftung des Architekten ergibt.  
Auch aus dem Projektablaufplan ergibt sich dies nicht. Terminpläne wurden vom 
Architekten lediglich fortgeschrieben.  Darüber hinaus hat sich aus Sicht des OLG aus 
dem Schriftverkehr ergeben, dass die Verzögerungen ganz maßgeblich durch 
bauherrenseitige Änderungswünsche und hierdurch bedingte Planungsänderungen 
verursacht worden sind und gerade nicht alleine im Verantwortungsbereich des 
Architekten lagen. 
 
Zu beachten ist, dass verbindliche Termine inklusive Zwischentermine im Einzelfall 
auch konkludent, d. h. stillschweigend vereinbart werden können. 
 
Das Kammergericht Berlin hat hierzu mit Urteil vom 26.04.2022 (21 U 1030/20) 
entschieden, dass eine Zwischenfrist zwischen dem Bauherren und dem Architekten 
konkludent vereinbart worden war, da der Auftraggeber erkennbaren Wert darauf 
gelegt hatte, dass zu einem bestimmten Zeitpunkt mit der Bauausführung begonnen 
wird. In diesem Fall hatte der Bauherr gegenüber dem Architekten bei Vertragsschluss 
unstreitig darauf hingewiesen, dass ihm ein möglichst baldiger Beginn mit den 
Bauarbeiten wichtig sei und der Kläger zügig die planerischen Voraussetzungen 
schaffen müsse.  
 
Nach Ansicht des Gerichts hatte der Architekt dies anerkannt, indem er dem Bauherren 
mitteilte, dass er zu einem bestimmten Zeitpunkt mit der Baumaßnahme anfangen 
könne. Hierin sah das Kammergericht zumindest die Vereinbarung eines 
Zwischentermins für die für den Baubeginn zwingend erforderlichen 
Planungsleistungen. 
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Sind keine Termine vereinbart, so gilt nach BGH (bspw. Urteil vom 08.03.2001 – V 2 
IZR 470/99), dass alsbald nach Vertragsschluss mit den Arbeiten begonnen werden 
muss und sie in angemessener Zeit zügig zu Ende geführt werden. Werden diese 
Vorgaben nicht eingehalten, kann sich auch hieraus eine Haftung ergeben. 
 
Im Falle fremdverursachter Verzögerungen sollte man gegenüber dem Auftraggeber 
Hinweis erteilen und Behinderung anzeigen, um einer Verantwortlichkeit für 
vermeintliche Fristversäumnisse entgegenzuwirken.  
 
 
 
Dr. Phillipp Schlüter 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


